
nungsbaugenossenschaft vom Jahre 1954 übereinstimmt, 
war der Angeklagte zusammen mit einem weiteren Vor­
standsmitglied unterschriftsberechtigt. Entsprechend dem 
Statut oblag die Kontrolle und die Überwachung der Ge­
schäftsführung des Vorstands der Revisionskommission, 
außerdem unterlag die Arbeiterwohnungsbaugenarsenschaft 
der Kontrolle des Prüfungsverbands für Arbeiterwohnungs­
baugenossenschaften. Die Genossenschaft wurde zu einem 
großen Teil auf der Grundlage des Betriebskollektivver­
trags aus Mitteln des Direktorfonds des Betriebes und zum 
anderen Teil entsprechend dem Statut mit Anteilen der 
Mitglieder und Arbeitsleistungen der Genossenschafter 
finanziert.

Nach den getroffenen Feststellungen hat der Angeklagte 
durch widerrechtliche Entnahmen der Arbeiterwohnungs­
baugenossenschaft in dem Zeitraum von Juli 1954 bis An­
fang Juli 1957 einen Schaden in Höhe von 40 893,86 DM zu­
gefügt.

Der Angeklagte hat in dem genannten Zeitraum sowohl 
an ihn im bar eingezahlte Genossenschaftsanteile für seine 
persönlichen Zwecke einbehalten als auch Gelder aus der 
Kasse der Genossenschaft für persönliche Zwecke entnom­
men. Den größten Teil der widerrechtlichen Entnahmen in 
Höhe von 34 529,40 DM hat der Angeklagte auf folgende 
Weise bewerkstelligt: Er ließ sich im Einverständnis mit 
den übrigen Vorstandsmitgliedern ein privates Sparkonto 
einrichten, um bei der Begleichung von Handwerkerrech­
nungen die Vorschriften über den Bargeldumlauf zu um­
gehen. Auf dieses Konto überwies er in der Folgezeit Be­
träge über angeblich ausgeführte Bauarbeiten und sonstige 
Leistungen selbständiger Handwerker. Dabei verschaffte 
sich der .Angeklagte die notwendige zweite Unterschrift 
auf den Uberweisungsformularen dadurch, daß er dem Mit­
zeichnungsberechtigten jeweils vortäuschte, keine Zeit für 
die Ausfüllung dieses Vordrucks zu haben, und ihn auf 
diese Art und Weise veranlaßte, den Überweisungsvor­
druck blanko zu unterschreiben. Dadurch konnte der An­
geklagte die Überweisung beliebiger Summen auf sein 
privates Sparkonto vornehmen und die Beträge für sich 
verbrauchen.

Zur Verschleierung seiner widerrechtlichen Entnahmen 
und Überweisungen und zur Täuschung der Revisionskom­
mission stellte der Angeklagte mit eigens zu diesem Zweck 
hergestellten Firmenstempeln Quittungen und Rechnungs­
belege über tatsächlich nicht ausgeführte Arbeiten aus. In 
diesen vom Stadtgericht im einzelnen festgestellten Fällen 
fälschte er auch die Unterschrift des für die ordnungs­
mäßige Ausführung der Bauarbeiten verantwortlichen 
Architekten, der die eimgegangenen Rechnungen auf ihre 
sachliche und rechnerische Richtigkeit zu überprüfen hatte.

Das Stadtgericht hat den Angeklagten wegen mehrfach 
begangener, fortgesetzter Unterschlagung und fortgesetz­
ten Betruges zum Nachteil von genossenschaftlichem Eigen­
tum und wegen fortgesetzter Urkundenfälschung zum 
Nachteil genossenschaftlichen Eigentums zu einer Zucht­
hausstrafe und zur Zahlung von Schadensersatz verurteilt.

Gegen das Urteil hat der Angeklagte Berufung einge­
legt. Zur Begründung der Berufung führt die Verteidigung 
aus, daß die Anwendung der Verordnung zum Schutze des 
Volkseigentums und anderen gesellschaftlichen Eigentums 
zu Unrecht erfolgt sei, weil das Eigentum der Arbeiter- 
wohnungsbaugenorsenschaft nicht als genossenschaftliches 
Eigentum i. S. dißses Strafgesetzes anzusehen sei.

Die Berufung hatte keinen Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Stadtgericht hat mit Recht das Eigentum der 

Arbeiterwohnungsbaugenossenschaft (AWG) unter den 
strafrechtlichen Schutz der Verordnung zum Schutze 
des Volkseigentums und anderen gesellschaftlichen 
Eigentums (VESchVO) gestellt. Diese Verordnung 
schützt das in der Deutschen Demokratischen Republik 
bestehende sozialistische Eigentum sowohl in der Form 
des Volkseigentums als auch in der niederen Form des 
genossenschaftlichen Eigentums. Es ist unzweifelhaft, 
daß die ökonomische Grundlage der AWG genossen­
schaftliches Eigentum von sozialistischem Charakter 
darstellt.

Die Bildung von AWG wurde durch gesetzliche Maß­
nahmen unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates angeregt 
und in die Wege geleitet (vgl. VO über die weitere Ver­
besserung der Arbeits- und Lebensbedingungen der Ar­
beiter und der Rechte der Gewerkschaften vom 6. Ja­
nuar 1954, VOB1. I S. 1 ff.). Die AWG entstehen durch 
den freiwilligen Zusammenschluß von Werktätigen 
eines oder mehrerer Betriebe oder Verwaltungen. Sie 
verfolgen wirtschaftliche und kulturell-erzieherische 
Zwecke. Ihre wirtschaftliche Zweckbestimmung besteht 
darin, durch genossenschaftliche Arbeit unsere Regie­

rung bei der Beseitigung des Wohnraumimangels zu 
unterstützen und jedem Mitglied einen angemessenen 
Wohnraum zu schaffen. Durch die im gemeinsamen In­
teresse liegende genossenschaftliche Zusammenarbeit 
beim Bau der Wohnhäuser wird das sozialistische Kol- 
lektivbewußtsein gestärkt und die schöpferische In­
itiative der Werktätigen geweckt und gefördert. Dem 
auf diese Weise entstandenen Eigentum haften keine 
Merkmale kapitalistischen Eigentums an. Es ist ge­
nossenschaftlich-sozialistisches Eigentum, das gesell­
schaftlich geschaffen und gesellschaftlich genutzt wird. 
Die AWG findet bei der Erfüllung der wirtschaftlichen 
und kulturell-erzieherischen Aufgaben die solidarische 
Unterstützung aller übrigen Werktätigen. Die Bildung 
von AWG liegt damit im Rahmen des sozialistischen 
Weges zur Lösung der Wohnungsfrage.

Durch das Musterstatut für die AWG, welches durch 
normativen Akt unserer Regierung erlassen wurde, sind 
die Prinzipien der genossenschaftlichen Demokratie bei 
der Schaffung des genossenschaftlichen Eigentums und 
dessen späterer Pflege und Erhaltung gesetzlich ver­
ankert worden (vgl. Musterstatut in VOB1. 1957 I 
S. 325 ff.). Wesentlich ist auch, daß in diesem Statut, auf 
dessen Grundlage die AWG zu arbeiten hat, das Lei­
stungsprinzip anerkannt ist. So kann z. B. durch einen 
Beschluß der Vollversammlung die Höhe der Miete 
entsprechend den von den Mitgliedern erbrachten Ein­
zelleistungen differenziert werden (vgl. Musterstatut III 
Ziff. 2 Abs. 2). Diesem sozialistischen Charakter der Ge­
nossenschaften trägt unser Staat auch dadurch Rech­
nung, daß er ihnen unentgeltlich volkseigenes Bauland 
zur unbefristeten Nutzung zur Verfügung stellt.

Die gesellschaftliche Funktion des durch die AWG 
geschaffenen Eigentums zusammen mit der gesellschaft­
lichen Stellung, welche die Genossenschaftsmitglieder 
als Werktätige in unserer Ordnung einnehmen, und die 
Rechte und Pflichten der Genossenschafter innerhalb 
der AWG zwingen zu dem Schluß, daß es sich um ge­
nossenschaftliches Eigentum sozialistischen Charakters 
handelt. Der Hinweis der Verteidigung auf die in dem 
Beschluß des Obersten Gerichts der Deutschen Demo­
kratischen Republik vom 5. Dezember 1952 vertretene 
Rechtsansicht (NJ 1953 S. 114), mit der bestimmte Kri­
terien für Genossenschaften sozialistischen Charakters 
genannt sind, vermag die Richtigkeit der Erkenntnisse, 
daß die Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften Genos­
senschaften sozialistischen Typus sind, nicht zu entkräf­
ten. Dieser Beschluß des Obersten Gerichts zeigt im 
Gegenteil, daß es bei der Entscheidung der Frage, ob 
die VESchVO Anwendung zu finden hat, nicht allein 
auf die Rechtsform der Genossenschaft ankommt, son­
dern vor allen Dingen auf die gesellschaftliche Funk­
tion der Genossenschaft selbst und die gesellschaftliche 
Qualität ihrer Mitglieder.

Die Richtigkeit der vom Stadtgericht vertretenen An­
sicht wird auch dadurch untermauert, daß beispiels­
weise im § 15 der Verordnung über den Geldumtausch 
vom 13. Oktober 1957 ausdrücklich die Arbeiterwoh­
nungsbaugenossenschaften unter den sozialistischen Ge­
nossenschaften aufgeführt wurden (GBl. 1957 I S. 608). 
Auch in der Wissenschaft besteht kein Zweifel über 
ihren sozialistischen Charakter (vgl. Lehrbuch des Zivil­
rechts, Schuldrecht, Besonderer Teil, Berlin 1956, 
S. 441 ff.).

Das Stadtgericht hat daher ohne Rechtsfehler sowohl 
das Gesamtverhalten des Angeklagten wie auch jede 
seiner Einzeltaten unter die Vorschriften der Verord­
nung zum Schutze des Volkseigentums eingeordnet.
A n m e r k u n g :

Nach Inkrafttreten des StEG würde ein solcher Fall 
auf Grund der Vorschrift des § 30 Abs. 2 Buchst, a 
dieses Gesetzes zu beurteilen sein. — D. Red.

§ 355 Abs. 2 StPO; § 86 b RAGebO.
Zur Frage, ob die einem wegen erwiesener Unschuld 

Freigesprochenen zu erstattenden notwendigen Aus­
lagen ihrer Höhe nach vom Gericht festgesetzt werden 
können.

BG Leipzig, Beschl. vom 25. Februar 1957 — 2 b Qs 
45/57.
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